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Justizminister Buschmann verwässert  
deutsche Position im EU-Rat

Am 30. November 2022 einigten sich die EU-Mit-
gliedstaaten auf eine gemeinsame Position zum 
Kommissionsvorschlag. Positiv daran ist, dass sie 
darin die Begrenzung von Sorgfaltspflichten auf 
langfristige und mengenmäßig bedeutsame so ge-
nannte „etablierte Geschäftsbeziehungen“ ableh-
nen. Die EU-Kommission hatte eine solche Be-
grenzung vorgeschlagen.

Gleichzeitig enthält die Ratsposition aber eine 
ganze Reihe von problematischen Elementen, die 
ein EU-Lieferkettengesetz stark abschwächen wür-
den. So will der Rat – anders als die Kommission 

– nicht die gesamte Wertschöpfungskette, sondern 
nur eine sogenannte „Aktivitätskette“ in den Blick 
nehmen. Davon ausgenommen wären dann etwa 
Finanzinvestitionen, Waffenexporte oder die Ver-
wendung von Produkten (wie zum Beispiel der 
Einsatz giftiger Pestizide). Auf Druck von Frank-
reich soll den Mitgliedstaaten zudem freigestellt 
werden, Finanzdienstleistungen von der menschen-
rechtlichen und umweltbezogenen Sorgfaltspflicht 
gänzlich auszunehmen. Der Rat besteht ferner da-
rauf, Unternehmen zwar zur Aufstellung von Kli-
maplänen zu verpflichten. Deren Nichtumsetzung 
soll aber nicht sanktioniert werden. Die von der 
Kommission vorgeschlagene Berücksichtigung der 
Nachhaltigkeit eines Unternehmens bei der Vergü-
tung von Vorständen lehnt der Rat rundweg ab.
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Das EU-Lieferkettengesetz bietet eine einzigartige Chan-
ce, Menschenrechtsverletzungen und Umweltschäden in 
Wertschöpfungsketten europäischer Unternehmen vor-
zubeugen und Betroffenen endlich eine echte Chance 
auf Schadensersatz zu eröffnen. Im Februar 2022 hat die 
EU-Kommission einen Vorschlag für eine entsprechende 
Richtlinie vorgelegt. Dieser geht an mehreren Stellen über 
das deutsche Lieferkettengesetz hinaus. Doch er enthält 
auch zahlreiche Schlupflöcher, maßgeblich durchgesetzt 
auf Druck von Wirtschaftsverbänden. Die Initiative Lie-
ferkettengesetz hat deshalb bereits im Juni 2022 detail-
lierte Vorschläge vorgelegt, wie sich der Entwurf verbes-
sern ließe, um doch noch ein wirksames EU-Lieferketten
gesetz zu erhalten. 

Als es am 30. November 2022 um den Beschluss der 
EU-Mitgliedsstaaten zum Lieferkettengesetz ging, hat 
die deutsche Bundesregierung auf Druck der FDP jedoch 

zahlreiche weitere Verwässerungen durchgesetzt. Und im 
Europäischen Parlament (EP) haben deutsche Abgeord-
nete der CDU und ihrer Fraktion der Europäischen Volks-
partei (EVP) nun Änderungsvorschläge eingebracht, die 
das EU-Lieferkettengesetz vollends wirkungslos machen 
würden.

Unsere Analyse zeigt: Einen Großteil ihrer Vorschläge 
haben die CDU und die EVP dabei von Wirtschaftsver-
bänden übernommen, teilweise sogar wortwörtlich ab-
geschrieben. In den laufenden Verhandlungen im EP und 
in den anschließenden Verhandlungen erwartet die Ini-
tiative Lieferkettengesetz von deutschen Abgeordneten 
und der Bundesregierung, nicht länger den Partikular
interessen der Wirtschaftslobbyisten zu folgen. Stattdes-
sen sollten sie die Menschenrechte, Umwelt und Klima in 
den Mittelpunkt ihres Handelns stellen.

Wir sind Teil der

https://www.euractiv.com/section/economy-jobs/news/eu-ministers-exclude-finance-from-due-diligence-law-in-victory-for-france/
https://www.euractiv.com/section/economy-jobs/news/eu-ministers-exclude-finance-from-due-diligence-law-in-victory-for-france/
https://eur-lex.europa.eu/resource.html?uri=cellar:bc4dcea4-9584-11ec-b4e4-01aa75ed71a1.0007.02/DOC_1&format=PDF
https://www.globalpolicy.org/sites/default/files/download/Dt.Wirtschaftslobby_gegen_wirksames_EU-Lieferkettengesetz_Briefing_02-2022.pdf
https://lieferkettengesetz.de/wp-content/uploads/2022/06/Initiative-Lieferkettengesetz_Stellungnahme-zum-Kommissionsentwurf.pdf
https://lieferkettengesetz.de/wp-content/uploads/2022/06/Initiative-Lieferkettengesetz_Stellungnahme-zum-Kommissionsentwurf.pdf
https://lieferkettengesetz.de/pressemitteilung/statement-zum-beschluss-des-eu-ministerrats/
http://www.globalpolicy.org
http://www.misereor.de
https://lieferkettengesetz.de/
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Der Weg zum EU-Lieferkettengesetz

Im März 2021 hat das Europaparlament einen 
detaillierten Entwurf für eine EU-Richtlinie beschlos-
sen. Im Februar 2022 hat die EU-Kommission 
einen eigenen Vorschlag vorgelegt. Zu diesem Vor-
schlag haben sich die Mitgliedsstaaten im No-
vember 2022 mit einem EU-Ratsbeschluss positi-
oniert. Nun steht noch ein EU-Parlamentsbeschluss 
aus, der im Mai 2023 erwartet wird – dann können 
die als „Trilog“ bekannten Verhandlungen zwischen 
den drei Institutionen beginnen. Einmal beschlossen, 
muss die EU-Richtlinie dann in nationales Recht um-
gesetzt werden. Je nach Ausgestaltung der EU-Richt-
linie müsste die Bundesregierung also das deutsche 
Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz anpassen. 

Recherchen des ARD-Magazins Monitor haben 
gezeigt: Ein Großteil dieser Verwässerungen geht 
auf die deutsche Bundesregierung und eine interne 
„Weisung“ vom 2. September 2022 zurück. Über 
diese Verwässerungen hinaus forderte die Bun-
desregierung sogar ein weiteres, gewaltiges Schlu-
pfloch für Unternehmen: Mit Blick auf die zivil-
rechtliche Haftung fordert sie eine so genannte 
„Safe Harbour“-Regelung für Unternehmen, die 
bestimmte Zertifizierungen verwenden oder Bran-
chenstandards umsetzen. Diese Unternehmen wür-
den demnach nur für solche Schäden haften, die sie 
vorsätzlich oder grob fahrlässig verursacht haben, 
nicht aber bei einfacher Fahrlässigkeit. Das Prob-
lem daran: Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit sind 
für Betroffene kaum zu belegen, zumal keine Be-
weiserleichterungen vorgesehen sind, die den Be-
troffenen den Zugang zu unternehmensinternen 
Unterlagen ermöglichen würden. Der Weg, über 
europäische Gerichte Schadensersatz zugesprochen 
zu bekommen, bliebe ihnen damit weiterhin ver-
sperrt.

Aktuelle Recherchen des Investigativmagazin Cor-
rectiv zeigen nun: Die Weisung vom 2. September 
2022 hatte eine Vorgängerversion, die auf den 26. 
Juli 2022 datiert. Darin verfolgten die Bundesmi-
nisterien für Arbeit und Soziales, für Wirtschaft 
und Klima, für Umwelt sowie für wirtschaftliche 
Zusammenarbeit und Entwicklung durchaus am-
bitionierte Pläne. Dazu gehörte zum Beispiel eine 
explizite Verpflichtung der Unternehmen zur Um-
setzung der Klimapläne sowie eine Vorgabe zur 
variablen Vergütung der Unternehmensleitung 
in Abhängigkeit von der Erfüllung von Klima-
zielen. Auch die Forderung nach einem „Safe Har-
bour“-Schlupfloch für Unternehmen war in dem 
früheren Weisungsentwurf nicht enthalten – bis 

das FDP-geführte Bundesjustizministerium inter-
venierte, mehrere „Leitungsvorbehalte“ einlegte, 
dadurch einige Vorschläge der anderen Ministe
rien abschwächte und manche sogar in ihr Gegen-
teil verkehrte: In der Endfassung der Weisung der 
Bundesregierung vom 2. September 2022 fordert 
die Bundesregierung das „Safe Harbour“-Schlupf
loch. Eine Sanktionierung der Nicht-Umsetzung 
von Klimaplänen lehnt sie dagegen ebenso ab wie 
die Berücksichtigung der Klimaziele bei der Vergü-
tung von Vorstandsgehältern.

Den Forderungen der Bundesregierung entspre-
chend wendet sich der EU-Ratsbeschluss vom 
30. November 2022 gegen eine sanktionsbewehr-
te Umsetzungspflicht für Klimapläne und gegen 
die variable Vergütung von Vorständen. Der deut-
schen Forderung nach dem „Safe Harbour“-Schlu-
pfloch folgt er allerdings nicht. Die Bundesregie-
rung stimmte daraufhin zwar dem Ratsbeschluss 
zu, kündigte in einer eigenen Protokollerklä-
rung jedoch an, einer Richtlinie ohne „Safe Har-
bour“-Regelung am Ende nicht zuzustimmen.

Warum aber intervenierte das Bundesjustizminis-
terium und stellte sich damit gegen die Position von 
vier weiteren Ministerien? Dokumente, die wir 
über das Informationsfreiheitsgesetzes (IFG) er-
halten haben, zeichnen die erfolgreichen Einfluss-
versuche der Wirtschaftsverbände auf das Bundes
justizministerium nach: Am 11. April 2022 wand-
ten sich hochrangige Vertreter*innen der Bundes-
vereinigung der Deutscher Arbeitgeberverbände 
(BDA) und des Bundesverbands der Deutschen 
Industrie (BDI) in einem gemeinsamen Schreiben 
an Bundesjustizminister Marco Buschmann (FDP): 
„Wir bitten Sie nachdrücklich, unsere Bedenken bei der 
Positionierung der Bundesregierung zum Richtlinienvor-
schlag der Kommission zu berücksichtigen und für den 
Ansatz des deutschen Lieferkettensorg faltspflichtengeset-
zes zu werben,“ so die Unternehmensverbände an 
die Minister.

Bei Bundesjustizminister Buschmann fanden sie 
damit Gehör. Mehrere der „Leitungsvorbehalte“ 
des Bundesjustizministeriums lassen sich auf For-
derungen von Wirtschaftsverbänden zurückfüh-
ren. So hatten Wirtschaftsverbände wie der BDI, 
der Deutsche Industrie und Handelskammertag 
(DIHK) und der Branchenverband textil+mode 
wiederholt das Schlupfloch der „Safe Harbour“-Re-
gelung eingefordert. Gegen die Umsetzungspflicht 
von Klimaplänen und die Verknüpfung von Kli-
mazielen mit der Vergütung von Vorständen hatten 
sich BDA und BDI in ihrem Schreiben an Busch-
mann vehement gewehrt.

https://www1.wdr.de/daserste/monitor/sendungen/eu-lieferkettengesetz-100.html
https://correctiv.org/aktuelles/wirtschaft/2023/01/24/verheerende-lieferketten/
https://correctiv.org/aktuelles/wirtschaft/2023/01/24/verheerende-lieferketten/
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=consil%3AST_15024_2022_REV_1_ADD_1
https://eur-lex.europa.eu/legal-content/EN/TXT/?uri=consil%3AST_15024_2022_REV_1_ADD_1
https://bdi.eu/media/themenfelder/recht/publikationen/221004_Position_BDI_Corporate_Sustainability_Due_Diligence_and_amending_Directive.pdf
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12548-Nachhaltige-Unternehmensfuhrung/F3263446_de
https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/12548-Nachhaltige-Unternehmensfuhrung/F3263329_de
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Mindestens drei Mal haben sich Staatssekretär*in-
nen des Bundesjustizministeriums im Frühjahr 
2022 mit hochrangigen Wirtschaftsvertreter*in-
nen getroffen (BDI, DIHK und IHK Stuttgart), um 
über das EU-Lieferkettengesetz zu sprechen. Ge-
sprächsanfragen der Initiative Lieferkettengesetz 
hat der Bundesjustizminister Marco Buschmann 
hingegen abgelehnt und auch nicht an eine untere 
Hierarchieebene weitergereicht.

Der Wind in Union und EVP dreht sich:  
Lobbysturm im Europaparlament

Nicht nur bei der Bundesregierung, auch im Eu-
ropaparlament haben die großen Wirtschaftsver-
bände einen regelrechten Lobbysturm gegen ein 
wirksames EU-Lieferkettengesetz entfacht. Noch 
im März 2021 hatte das Europäische Parlament mit 
sehr breiter Mehrheit – einschließlich der Abge-
ordneten der CDU – einen detaillierten Vorschlag 
für eine EU-Richtlinie beschlossen. Dieser Vor-
schlag war in vielerlei Hinsicht ambitionierter als 
der Vorschlag, den die EU-Kommission am 23. Fe-
bruar 2022 vorlegte, also nicht einmal ein Jahr spä-
ter. In der CDU/CSU hat sich in diesem Zeitraum 
der Wind jedoch entscheidend gedreht: In einem 
Schreiben vom 10. März 2022 forderte Manfred 
Weber (CSU), Fraktionsvorsitzender der Europä-
ischen Volkspartei (EVP), die Kommissionspräsi-
dentin Ursula von der Leyen auf, das EU-Lieferket-
tengesetz aufgrund der Folgen des Ukrainekriegs 
für die Wirtschaft zu vertagen, „bis die Auswir-
kungen der Krise vollends bekannt sind“. Ähnlich 
forderte auch sein Parteikollege Markus Ferber am 
27. Oktober 2022 im Wirtschafts- und Währungs-
ausschuss des EP eine „rejection“ des Kommissions
vorschlags.

Im federführenden Rechtsausschuss des EP wieder-
um legte der Schattenberichterstatter der EVP Axel 
Voss (CDU) am 30. November 2022 gemeinsam 
mit Marion Walsmann (CDU), Karolin Brauns-
berger-Reinhold (CDU), der schwedischen Christ
demokratin Jessica Polfjärd, Pascal Arimont von der 
belgischen CSP und anderen Fraktionskolleg*innen 
Forderungen vor, die den Kommissionvorschlag 
vollständig entkernen würden.1 Demnach soll das 
Gesetz ausschließlich für Unternehmen mit mehr 
als 3.000 Mitarbeitenden gelten, womit es deut-
lich hinter dem deutschen Lieferkettengesetz zu-
rückbliebe. Dieses gilt seit dem 1. Januar 2023 zwar 
ebenfalls nur für Unternehmen ab 3.000 Mitarbei-

1	� Amendments Axel Voss et al. in „Amendments Draft Report by Lara Wolters (PE738.450v01-00) on Corporate Sustainability Due Diligence and amending 
Directive (EU)” unter https://www.europarl.europa.eu/committees/en/juri/documents/latest-documents

tenden, ab 2024 aber ab 1.000 Mitarbeitenden. Zur 
Anwendung käme die Richtlinie in den EU-Mit-
gliedstaaten nach dem Vorschlag von Voss erst ab 
dem Jahr 2033.

Genau wie im deutschen Gesetz schlagen Voss und 
Kolleg*innen eine Beschränkung der vollen Sorg-
faltspflicht auf direkte Geschäftspartner vor. Dar-
über hinaus fordern sie aber, die gesamte nachge-
lagerte Lieferkette auszuklammern, also Exporte, 
Investitionen, die meisten Dienstleistungen und 
Finanzgeschäfte. Menschenrechtsverletzungen in-
nerhalb der EU würden im Vorschlag von Voss gar 
nicht erfasst. Auch die Vorgaben der Unternehmen 
für Klimapläne und Verpflichtungen für die Unter-
nehmensführung sollen ihm zufolge komplett ge-
strichen werden. Ebenfalls im Vorschlag von Voss 
enthalten ist ein Anerkennungsverfahren für Bran-
cheninitiativen und Zertifizierungen. Wenn ein 
Unternehmen an einem anerkannten Branchendia-
log teilnimmt oder eine Zertifizierung verwendet, 
würde das als Umsetzung der Richtlinie anerkannt.

Die zivilrechtliche Haftung soll nach Voss auf Vor-
satz und grobe Fahrlässigkeit beschränkt werden, 
und zwar nicht nur für Unternehmen, die einer 
Brancheninitiative angehören, sondern für Alle. 
Für Betroffene, die in der Regel keinen Zugang 
zu unternehmensinternen Dokumenten haben, ist 
es jedoch geradezu unmöglich, den Unternehmen 
ein vorsätzliches oder grob fahrlässiges Handeln 
nachzuweisen. Hinzu kommt, dass Voss und seine 
Kolleg*innen die im Kommissionsvorschlag vorge-
sehene Eingriffsnorm streichen wollen, so dass die 
Haftungsregel in der EU-Richtlinie bei Schadens-
fällen in den allermeisten Fällen ohnehin nicht zur 
Anwendung käme, weil das Recht des Schadens
ortes angewandt würde.

In der Summe würden diese Vorschläge von Voss 
und seinen Kolleg*innen das EU-Lieferkettenge-
setz vollständig wirkungslos machen.

Die Methode „Copy & Paste“

Unsere Analyse zeigt: Die EVP hat diese Forde-
rungen zu weiten Teilen aus Positionspapieren und 
Briefen von Wirtschaftsverbänden übernommen 
– teilweise sogar durch schlichtes Copy and Paste. 
Besonders eifrig haben Axel Voss und Kolleg*in-
nen offenbar vom deutschen Verband der Chemi-
schen Industrie (VCI) und dem Bundesarbeitgeber-

https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/TA-9-2021-0073_DE.pdf
https://www.europarl.europa.eu/doceo/document/ECON-AM-737505_EN.pdf
https://www.europarl.europa.eu/committees/en/juri/documents/latest-documents
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verband Chemie (BAVC) abgeschrieben.2 Dies gilt 
zum Beispiel für die besonders problematische For-
derung, die gesamte nachgelagerte Lieferkette von 
jeglicher Sorgfaltspflicht zu befreien, einschließlich 
der Verwendung von Produkten durch die Ver-
braucher*innen. Um eine sachgerechte Verwen-
dung giftiger Pestizide oder anderer Chemikalien 
müssten sich Konzerne wie Bayer oder BASF nach 
diesem Vorschlag zur Richtlinie nicht mehr küm-
mern. Wie von den Chemie-Lobbyisten angeregt, 
fordern die EVP-Abgeordneten ohnehin eine Be-
grenzung der vollumfänglichen Sorgfaltspflicht auf 
direkte Zulieferer, so dass der Einsatz von Pestizi-
den auf Plantagen, wo es regelmäßig zu Gesund-
heitsschäden kommt, nicht in den Blick genom-
men werden müsste, solange den Unternehmen 
keine konkrete Beschwerde bekannt geworden ist. 
Wortwörtlich haben die EVP-Abgeordneten den 
Vorschlag der deutschen Chemie-Lobby zu einem 
Anerkennungsverfahren für Brancheninitiativen 
übernommen. Das Gleiche gilt für die Begründung 
der EVP für die Forderung, den Verschuldensmaß-
stab für zivilrechtliche Haftung auf Vorsatz und 
grobe Fahrlässigkeit abzusenken.

Die einseitige Übernahme von Forderungen der 
Wirtschaftsverbände ist nicht verwunderlich. Laut 
Angaben auf der  EP-Website von Axel Voss hat 
er sich seit Anfang 2021 mehr als 25 Mal mit Ver-
treter*innen von Unternehmen und ihren Interes-
sensvertretungen zur Diskussion über das geplante 
EU-Lieferkettengesetz getroffen. Mit zivilgesell-
schaftlichen Vertreter*innen traf er sich laut der 
Angaben auf der EP-Website im gleichen Zeitraum 
lediglich dreimal zu dem Thema. Auch die Mit-
zeichnerin des Änderungsantrags Jessica Polfjärd 

2	� Dies geht aus einem Vergleich der Amendments mit dem Forderungspapier der beiden Verbände hervor. Eine Auswahl davon findet sich unter diesem Link. 
Nicht auszuschließen ist, dass die EVP-Abgeordneten die Forderungen auch von anderen Wirtschaftsverbänden abgeschrieben haben, die wortwörtlich 
dieselben Formulierungen verwendet haben wir der VCI und der BACV.

war im Oktober 2022 im Austausch mit den gro-
ßen europäischen Wirtschaftsverbänden Europe-
anIssuers und BusinessEurope sowie mit Kreab, 
einer der größten Lobbyagenturen in Brüssel.

Gemeinwohl vor Partikularinteressen

Dass Regierungsvertreter*innen und Abgeordnete 
auch die Perspektiven und Anliegen von Unter-
nehmen anhören und in ihre Überlegungen einbe-
ziehen, ist grundsätzlich nicht verwerflich. Wich-
tig ist dann aber, dass diese Perspektive nur eine 
von mehreren ist. Wenn gleichzeitig Gesprächsan-
fragen von Menschenrechts-, Umwelt- und Ent-
wicklungsorganisationen nur selten oder gar nicht 
angenommen werden, ist dies ein problematisches 
Ungleichgewicht. Dies gilt besonders für eine Ge-
setzgebung, die das Ziel hat, den Schutz von Men-
schenrechten und der Umwelt zu verbessern. Das 
Ergebnis ist im Falle des Bundesjustizministeriums 
und der Union im EP offensichtlich: Sie haben Ker-
nanliegen der Zivilgesellschaft ignoriert, während 
sie die Forderungen der Wirtschaftslobby weitge-
hend übernommen, mitunter sogar abgeschrieben 
haben.

Noch sind die Verhandlungen im EP allerdings in 
vollem Gange. Und der Positionierung des EP wird 
voraussichtlich ab Mai 2023 der so genannte Trilog 
zwischen Kommission, Rat und Parlament folgen, 
wobei auch der deutschen Bundesregierung eine 
Schlüsselrolle zukommen wird. Bürger*innen und 
Zivilgesellschaft erwarten von Regierungen und 
Abgeordneten zurecht, dass sie das Gemeinwohl 
nicht den Partikularinteressen weniger Unterneh-
men unterordnen.
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